
Hier wird1 ausgeführt, der Angeklagte sei anfangs 
vollständig negativ zu der sozialistischen Entwicklung 
eingestellt gewesen, habe aber seit seiner Zugehörig­
keit zum Betrieb eine gewisse positive Veränderung 
gezeigt.

Wehn die festgestellte fehlende gesellschaftliche Be­
tätigung des Angeklagten berücksichtigt wird, dlann 
zeigt sich bereits aus diesen dem Ergebnis der Beweis­
aufnahme zu entnehmenden Tatsachen, daß es nicht 
angebracht ist, allein auf die erzieherische Wirkung 
anderer gesellschaftlicher Kräfte und Faktoren zu ver­
trauen, um die beim Angeklagten erforderliche Be­
wußtseinsänderung herbeizuführen. Vielmehr ist es 
zum Schutze unserer Ordnung und zur erzieherischen 
Einflußnahme auf den Angeklagten erforderlich, auf 
eine unbedingte Freiheitsstrafe in gleicher Höhe zu er­
kennen.

§ 7 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO.
Zur strafrechtlichen Beurteilung des Nichteinhal­

tens von Anordnungen der Wirtschaftsverwaltung auf 
dem Gebiet des Bauwesens.

BG Cottbus, Urt. vom 26. März 1959 - 2 BS 1/59.

Aus den G r ü n d e n :
Die Angeklagten waren Mitarbeiter des Rates des 

Kreises F. Der Angeklagte R. hatte nach der Bildung 
des Kreises F. im Jahre 1952 die Abteilung Aufbau als 
Leiter übernommen und bis zu ihrer Umwandlung zum 
Kreisbauamt im Jahre 1958 geleitet. Der Angeklagte 't. 
war in dieser Abteilung seit 1953 zunächst als Sach­
bearbeiter für das ländliche Bauwesen und seit 1955 als 
Sachbearbeiter für Investitionen und Lizenzen tätig. Der 
Angeklagte W. war Sachbearbeiter für Bauaufsicht, bis 
er im Jahre 1957 disziplinarisch zur Verantwortung ge­
zogen und entlassen wurde. Die Angeklagten waren 
verantwortlich für das gesamte Bauwesen im Kreis F. 
Sie hatten entsprechend den gegebenen Planziffern die 
Durchführung der Beschlüsse der Partei der Arbeiter­
klasse und der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik auf dem Gebiete des Bauwesens im Sinne des 
sozialistischen Aufbaus zu organisieren.

Diese Aufgaben haben die Angeklagten nicht erfüllt, 
da sie die Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse miß­
achteten, dienstliche Anweisungen nicht durchführten 
und auch keine klare Konzeption für ihre gesamte 
Arbeit hatten. Sie verstießen gegen die Staatsdisziplin 
und auch gegen die demokratische Gesetzlichkeit.

Die Beschlüsse von Partei und Regierung orientieren 
seit Jahren auf die Schaffung von zusätzlichem Wohn- 
raum für die werktätige Bevölkerung unter größtmög­
licher Einsparung von Baustoffen, Arbeitskräften und 
finanziellen Mitteln, wobei die inneren Reserven als 
Quelle der Erhöhung der zu schaffenden Wohnungsein­
heiten auszunutzen sind. Diese Tatsache hatte auch 
ihren Niederschlag in den Kontrollziffern, die von der 
Staatlichen Plankommission herausgegeben wurden, ge­
funden. Im Kreisgebiet F. waren für die Durchführung 
dieser Maßnahmen besonders günstige Voraussetzungen 
vorhanden, weil es neben einer umfangreichen Bau­
stoffindustrie auch eine Bauindustrie gibt, die über 
die erforderlichen Kapazitäten noch erheblich hinaus 
geht. Unter diesen Voraussetzungen wurden das staat­
liche und Lizenzbauprogramm im wesentlichen erfüllt. 
Die besonders günstigen Voraussetzungen veranlaßten 
die Angeklagten dazu, lizenzpflichtige Bauvorhaben zu 
genehmigen und unter die Kontrollziffer „Bauvorhaben 
unter 20 000 DM“ zu bringen, obwohl das nicht zulässig 
war und auch keine Notwendigkeit dafür bestand. Da­
durch wurde diese Kontrollziffer für unzulässige Bau­
vorhaben in Anspruch genommen und auch weit über­
zogen.

Die Angeklagten T. und R. wurden sich dahingehend 
einig, Bauvorhaben mit einem Gesamtwert von über 
20 000 DM, die nach den bestehenden gesetzlichen Be­
stimmungen lizenzpflichtig waren und als Bizenzbauten 
nicht genehmigt werden konnten, weil dafür keine 
Kontrollziffer vorhanden war, in die Kontrollziffer 
„Bauvorhaben unter 20 000 DM“ einzustufen und zu ge­
nehmigen. Sie wurden sich einig, von der Gesamtbau­
kostensumme die Eigenleistungen der Bauherren und 
das vorhandene Material abzusetzen, um dadurch zu

einer Baukostensumme unter 20 000 DM zu kommen. 
Darüber hinaus wurden auch Vereinfachungen vorge­
nommen, so daß die tatsächliche Gesamtbaukosten­
summe unter 20 000 DM lag. Mit Zustimmung der Bau­
herren wurden die Projektionsunterlagen verändert, in­
dem das vorgesehene Bad, der Ausbau des Dachge­
schosses usw. herausgenommen wurden. Das war inso­
weit nicht zu beanstanden. Soweit aber Eigenleistungen 
und vorhandenes Material von der Gesamtbaukosten­
summe abgesetzt wurden, widersprach es den bestehen­
den Anordnungen, wobei die Angeklagten von der Ab­
teilung Aufbau des Rates des Bezirkes ausdrücklich dar­
auf hingewiesen wurden, daß die Kontrollziffer gleich 
Gesamtbaukostensumme ist1. Eine Absetzung der Eigen­
leistungen und des vorhandenen Materials war nur bei 
bestimmten lizenzpflichtigen Bauten möglich, die in der 
Anweisung des Ministeriums für Aufbau vom 22. Januar 
19571 2 für die Bearbeitung von Lizenzanträgen ein­
schließlich nichtlizenzpflichtiger Anträge und Erteilung 
von Lizenzen unter Bezugnahme auf die Anordnung zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplanes 
und des Generalreparaturplanes sowie der Lizenzen 
von 20. Januar 1956 (GBl. — Sonderdruck Nr. 150)3 4 * im 
einzelnen aufgeführt waren. Es betraf in jedem Falle 
lizenzpflichtige Bauvorhaben, für die keine Lizenz er­
teilt war.

Baugenehmigungen für nichtlizenzpflichtige Bauten 
durften nur erteilt werden, wenn Material, Arbeits­
kräfte und Finanzierung nachweisbar gesichert waren1. 
Die Angeklagten gaben sich mit einer Erklärung des 
Bauherrn, daß Material vorhanden sei, zufrieden, ohne 
zu prüfen, ob dieses Material tatsächlich vorhanden 
war und auch die Arbeitskräfte und Finanzierung ge­
sichert waren. Der Angeklagte W., bei dem die Projek­
tierungsunterlagen mit dem Bauantrag zur Genehmi­
gung eingereicht wurden, hat diese Unterlagen dem An­
geklagten T. übergeben, der feststellen mußte, ob eine 
Lizenz erteilt werden kann, wobei es sich in sehr vielen 
Fällen um Entwurfsunterlagen von nichtzugelassenen 
Projektanten handelte. T. vermerkte auf diesen Bau­
anträgen entweder, daß Material vorhanden sei, oder er 
erteilte die Genehmigung nach der Planposition „Bau­
vorhaben unter 20,0 TDM“, aus der dann auch das 
Material zuzuweisen war. Danach wurden die Bau­
anträge von W. bedenkenlos genehmigt, obwohl er dazu 
nicht berechtigt war.

Diese Arbeitsweise der Angeklagten führte dazu, daß 
lizenzpflichtige Bauten auf dem privaten Sektor er­
richtet wurden, ohne daß dafür eine entsprechende 
Lizenz erteilt und Planziffer vorhanden war. Diese 
Arbeitsweise führte ferner dazu, daß das Volumen der 
Kontrollziffer „Bauvorhaben unter 20,0 TDM“ un­
zulässigerweise überzogen wurde. Soweit sich die 
Angeklagten in diesem Zusammenhang darauf be­
rufen, mit dieser Maßnahme nur die Schaffung von 
Wohnraum gesehen zu haben, muß ihnen entgegenge­
halten werden, daß sie gegen die Plandisziplin ver­
stoßen und nicht beachtet haben, daß die von ihnen ge­
troffenen Maßnahmen nicht der Stärkung des sozialisti­
schen Aufbaus dienten. 'Weiter mußte festgestellt wer­
den, daß nicht nur Wohnhäuser, sondern auch land­
wirtschaftlich genutzte Gebäude, wie Scheunen und 
Ställe, für Einzelbauern gebaut Wurden.

In vielen Fällen wurde von den Bauherren, die die 
Erklärung „Baumaterial vorhanden“ abgegeben hatten, 
was insbesondere auf die Initiative des Angeklagten T.

1 Das ergibt .sich auch aus § 79 Abs. 2 der Anordnung zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplanes und 
des Generalreparaturplanes sowie der Lizenzen vom 20. Januar 
1956 (GBl.-Sonderdruck Nr. 150), in dem es heißt: „Die Lizenz- 
kontrollziffer ist dem Gesamtumfang des Vorhabens .gleichzu­
setzen. Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission kann 
in Übereinstimmung mit dem Minister für Aufbau Ausnahmen 
von dieser Regel zulassen.“ - D. Red.

2 Diese Anweisung ist nicht veröffentlicht. Sie enthält im 
wesentlichen die Ausnahmeregelungen für Bauvorhaben der 
LPG, Konsumgenossenschaften und demokratischen Parteien 
und Massenorganisationen. — D. Red.

3 Wesentliche Bestimmungen über die Vorbereitung und 
Durchführung des Investitionsplanes sind auch in den Sonder­
drucken des Gesetzblattes Nr. 294 vom 31. Dezember 1958, 
Nr. 296 vom 28. Februar 1959 und Nr. 298 vom 13. April 1959 zu 
finden, während das Projektierungswesen in den im Sonder­
druck Nr. 299 vom 1. April 1959 abgedruckten Anordnungen 
geregelt ist. — D. Red.

4 Das ergibt sieh aus Ziff. 2 Satz 2 der Anweisung des Mini­
steriums für Aufbau vom 22. Januar 1957. — D. Red.
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